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1. Die B€klagten werden verunein, es bei Meidung eines ttir jeden Fall der

Zuriderhandlung fällig werdenden Ordnurgsgeldes und ftir den Fatl, dass dieses

nicht beigetrieben werden kann, einer Ordnungshafl oder Ordnungshaft bis zu sechs

Monaten (Ordnungsgeld im Einzelfall höchstens EUR 250.000,00, Ordnungshaft

höchstens arei Jahre) zu unterlassen, Viervielfälligungsstücke des Tonträgers

.Christina Peni - Lovestrong', die nicht mit Zustimmung des zur Veöteitung

BerechtiJten im Gebiet der Europäischen Union oder eines anderen Vertragsstaates

des Abkommens über den Europäischen Wrlschafrsraum im wegp der Veräußerung

in Verkehr gebracht worden sind, in der Bundesrepublik Deutschland anzubieten

bzw. anbieten zu lassen und / oder in den Verkehr zu bringen bal. in den Verkehr

bringen zu lassen.

Die Beklagten werden als Gesamtschuldner verurteilt, der Klägerin Auskunff zu

erteilen über den Vertriebsweg des unter Zffer 'l genannten Tonträgers einschließlich

der Erteilung von Auskünften über Namen und Anschriften des Lieferanten und

anderer Vorbesitzer der geweölichen Abnehmer oder Auftraggeber solvie Über die

Menge der erhaltenen, ausgelieferten oder bestelllen Tonträger.

Die Beldagte zu 1 wird verudeilt, an die Klägerin EUR 1.005,40 nebst Zinsen in Höhe

von Enf ProzentpunKen über dem jeweiligen BasiszinssaE hierauf seil dem

27 .09.2012 zu zahbn.

lm übrigen wird die Klage abgewiesen.

Von den Kosten des Rechtsstreits tragen:

- db Beklagte zu 1 als Alleinschuldnerin 60%;

- der Beklagte zu 2 als Alleinschuldnerin 30%;

- die Beklagten zu 1 und zu 2 als Gesamtschuldner 10%.

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar, und zwar in Bezug auf die ziffer 1 dieses Tenors

gegen Sicheöeitsleistung in Höhe von EUR 15.000,00' in Bezug aut die Afrer 2

dieses Tenors gegen Sidlerh€itsleistung in Höhe von EUR 2'500'00 und in Bezug

auf die Zffem 3 und 5 dbses Tenors gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 120

Prozent des jeweils zu vollstreckenden Betrags.

2.

3.

4.



Tatbestand

Die Klägerin ist ein Tonträgerherstelleruntemehmen mit SiE in der Bundesrepublik. Sie

nimmt die Beklagte zu 1), eine GmbH mit SiE in der Schweiz, die CDs und DVDs über

das lntemet vertreibt, und den Beklagten zu 2), einen Geschäftsführer der Beklagten zu

1), auf Unterlassung des Anbietens und Inverkehrbringens von Parallelimporten des

Tonträgers "Christina Peni - Lovestrong' in Anspruch. Außerdem verlangt sie

Auskunfiserteilung und die Erstattung vorgerichtlicher Rechtsanwaltskosten.

Originärer Tonträgeöersteller der Aufnahmen auf dem streitgegenständlichen Tonträger

"Christina Peni - Lovestror€" war eine . Von ihr wurden

ausschließlicfie Nutzungsrechte für das Te.ritorium außerhalb der U.S.A. an die

eingeräumt; dbse Rechtsübertragung ist von den Beklagten

ausdrticklich zugestanden (Protokoll - ).

Zwischen und der war ein als "License
Agreement" überschriebener Vertrag geschlossen worden; wegen der Einzelheiten des

Vertragswerks wird auf die Anlage . verwiesen.

Rechtsnachfolgerin der wurde ' die

GmbH. Deren Rechtsnachfolgerin wurde im Wege der Verschmelzung als

übemehmender Recfttsträger die Klägerin. Für diese Rechtsnachfolgen wird auf die

Handelsregisterauszüge Anlage K (zum Ss vom ,) wird venviesen.

Die Klägerin ist in dem deutschen PhonoNel Datenkatelog als Lieferantin deg Tonträgers

(Albums) .Christina Peni - Lovestrong' eingetragen. Die Klägerin vettreibt in

Deutschland Velielfältigungsstücke des Tonträgers mit Aufdrucken auf der

Tonträgerhülle wie ,Manufaclured in the E.U." (Anlage ).

lm Jahre 2009 hatte eine andere Rechteinhaberin als die l(ägerin die B€klagte zu 1) auf

Untedässung der Verbreitung eines US-lmport-Tonträgers in der Bundesrepublik

Oeutschland in Anspruch genommen. Seinerzeit kam es {lber die zugrunde liegenden

Rechtstragen zu lelefonischen Gesprächen des Beklagten zu 2) mit den die damalige

Anspruchstellerin vertretenden Rechtsanwälten, die nunmehr die Klägerin im

vorliegenden Verfahren vertrelen.

Die Beklagte zu 1) bot Anfang äber den Smazon-Marketplac€' im Internet

den o.g. Toriräger zum Kauf mit Lieferur€ nach Deutschland an (Ausdruck Angebot

Anlage ). Bei einem Testkauf der Klägervertreter (B€stellbestätigung Anlage ,



wurde das Vervieffältigungsstück gem. Anlag€ , gelietert. Auf der CD findet sich der

Aufdruck ,Made in USA" und auf der Tonträgerhülle ist u.a. aufgedrucK: ,F.B.l. Anti-

Piracy Waming" und "printed 
in u.s.a.".

Die Klägerin ließ die Beklagte zu 1) und den Beklagten zu 2) mit anwaltlichem Schreiben

vom '
(Anlage l) auffordem, die Veöreitung von lmporten des Tonträgers in

der Bundesrepublik Deutschland einzustellen und eine stratbewehrte

Unterlassungsverpflichtungserklärung abzugeben.

Di€ Klägerin macht geltend, Inhaberin der ausschließlichen Nutzungsrechte des

Tonträgerhe6tellers befeffend den streitgegenständlichen Tonträger für das Gebiet der

Bundesrepublik Deutschland zu sein. Sie nimmt insoweit u.a. Bezug auf den

Lizenzvertrag vom . gemäß Anlage

Bei den von der Beklagten zu 1) angebotenen VerviefältigungsslÜcken handle es sich

um nicht lizenzierte Parallelimporte. Es liege ein US-amerikanischer Druck vor; dieser sei

nicht für den Vertrieb in der EU bestimmt gewesen. Die Vervielfättigungsstücke fÜr den

europäischen Markt lasse sie - die Klägerin - in Europa herstellen. Soweit die Beklagrte

zu 1) sich darauf benrfen habe, u.a. von der beliefert zu

werden, so sei diese GmbH zwar eine Kundin der Klägerin, diese werde jedoch von der

Klägerin nicht mit in den USA gefertigten Tonträgem beliefert.

Die Bektagle zu 1) hafte für die RechtsverleEung als Täterin. Sie kÖnne sich nicht auf ein

etwa aus Art. 5 GG abzuleitendes Medienhändler-Privileg benrfen. Soweit die Beklagte

zu 1) in diesem Zusammenhang auf Entscheidungen d€s LG Berlin und des LG Hamburg

verweise, so seien die dort beurteitren Sachvefialte (einzelne UrhebenechtsverleEungen

innerhalb von Printmedien) auf den vorliegenden Sachverhah einer ohne

Urhebenechtsverletzungen hergestellten, jedoch rechtswidrig ins Inland parallel-

importierten CD nicht übertragbar.

Der Beklagte zu 2) hafte als Geschäfrsführer der Beklagten zu 1). Er kÖnne sich nicht

darauf berufen, von den Geschäften der Beklagrten zu 1) keine Kenntnis gehabt zu

haben. Zudem habe er die maßgeblichen Rechtskenntnisse seit den Telefonaten aus

2009 gehabt.

Die Klägerin beantragt,

1 . die Beklagten 2u verurteilen, es bei Meidung eines für jeden Fall cler

Zuwiderhandlung fällig werd€nden Ordnungsgeldes und fÜr den Fall, dass



dieses nicht beigetrieben werden kann, einer Ordnungshaft oder

Ordnungshaft bis zu sechs Monaten (Ordnungsgeld im Einzelfall höchstens

EUR 250.000,@, Ordnungshaff höchstens a,ei Jahre) zu unterlassen,

Viervielfältigungsstücke des Tonträgers ,Christina peni - Lovestrong", die

nicht mit Zustimmung des zur Veöreitung Berechtigt€n im Gebiet der

Europäischen Union oder eines anderen Verfagsstaates des Abkommens

über den Europäischen Wirtschdsraum im Wege der Veräußerung in Verkehr

gebracht worden sind, in der Bundesrepublik Deutschland anzubieten bzw.

anbieten zu lassen und / oder in den Verkehr zu bringen bzw. in den Verkehr

bringen zu lassen;

die Beklagten zu verurteilen, der Klägerin Auskunft zu erteilen über den

Verhiebsweg des unter Zifrer 1. genannten Tonträgers, einschließlich der

Erteilung von Ausk{infien über Namen und Anschriflen des Lieferanten und

enderer VorbesiEer der geweölichen Abnehmer oder Auftraggeber, sowie

über die Menge der erhaltenen, ausgelieferten oder bestellten Tonträger;

die Beklagten zu veru eilen, an die Klägerin EUR 1.005,40 nebst Zinsen in

Höhe von fünf ProzentpunKen über dem jeweiligen Basiszinssatz seit

Rechtshängigkeit zu zahlen.

Die Beklagten beantragen,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagten wenden ein, die Klägerin sei nicht Inhaberin der ausschließlichen

Tonträgerherstellenechte betreffend die streitgegenständlichen Aufnahmen. Die

2-

Rechlekette von der

Aus dem Vertragsauszug

.:: der Klägerin sei nicht ausreichend dergelegt.

ergebe.sich weder, dass er sich auch auf den

streitgegenstäßdlichen Tonträger beziehe, noch, welche Rechte konkret der

eingeräumt worden seien.

Ein unzulässiger Parallelimporl liege nicht vor. Die Bektagten bestreiten, dass die für das

Gebiet der EU ba r. der BRD bestimmten Tonträger nicht (auch) in den USA hergestellt

werden. Ökonomische Gesichtspunkte würden dafiir sprechen (

.). Daher müsse angenommen werden, dass das Werkstück im

Bereich der EU bzw. des EWR hergestellt uncl/oder veräußert worden sei, bevor die

Beklagte zu 1) es an die Ktäg€rin geliefe.t habe. Die Beklagrte zu 1) stehe im Übrigen am

Ende einer Vertriebskette und habe keinen Einfluss auf die Herstellung der ihr



zugelieferten CDs. lhre Zulieferer seien anerkannte Großhändler. etwa die

Die Beklagte zu 1) ist der Ansicht, weder als Täterin noch als Teilnehmerin ve.antworflich

zu sein. sie könne sich wie ein Buchhändler auf die Medienfreiheit benrfen (Art. 5 GG).

Es sei nicht ersichllich gewesen, welchen geograltschen Beschränkungen der

streitgegenständliche Tonträger unterlegen habe. Allenfalls sei sie als Störerin

anzusehen, habe dann jedoch nicht pflichtwidrig gehandelt, sondem auf ersten Hinweis

der Klägerin alle erforderlichen Maßnahmen ergriffen und die beanstandete CD

"gespent.

Der Beklagte zu 2) macht geltend, er sei als bloßer Geschäfisführer der Beklagrten zu 1)

nicht passiv legitimierl. Eine etwaige rechtswidrige Handtung der Bektagten zu 1) sei ihm

nicht zuzurecfinen. Er habe auch nicht selbst gehandelt, denn weder habe er selbst den

streitgegenständlichen Datenträger in der Bundesrepublik in Verkehr gebracht, noch sei

er persönlich mit der Verbreitung dieses Tonträgers befasst gewesen; die Beklagrte zu 1)

beziehe regelmäßig ganze Kataloge, deren Bestellung von Mitarbeilem der Beklagten zu

1) abgewickell würden, gleiches gelte ftrr die Erstellung der Angebote auf .ämazon'. Er

müsse auf das rechhäßige Verhalten der Lieferanten und Mitaöeiter der Beklagten zu

1) vertrauen dürfen. Er selbsl habe daher auch keine Kenntnis von der Verbreitung des

konkreten Tonträgers gehabt. Auf seine g€nerelle Rechtskenntnis von der Unzulässigkeit

von Parallelimporten komme es daher nicht an.

Hinsichtlich der neiteren Eirzelheiten zum Sach- und Streitstand wird auf die

gewechselten Schriftsätre einschließlich der Anlagen sowie auf das Protokoll der

mündlichen Verhandlung vom Bezug genommen.

Entscheidungsgrände

Die Klage ist zulässig und begründet_

1.

Die intemationale und die örlliche Zuständigkeit der deutschen Gerichtsbarkeit bzw. des

Landgerichts Hamburg ergibt sich aus Art. 5 Nr.3 LugÜ (Übereinkommen über

o



gerichtliche Zuständigkeiten und volrstreckung gerich{icher Entscheidungen in zivir_ und
Handelssachen vom 16.09.1988).

2.

Der untedassungsanspruch der Klägerin gegenüber den Beklagten ergibt sich aus s 97
Abs. 1S. 1UrhG.

2.1.

Die Klägerin ist Inhaberin der ausscfiließlicfien NuEurEsrechte des Tonträgerherste$ers
an den Aufuahmen auf dem slreitgegenständlich€n Tonträger. Die Beklagten bestreiten -
wb in der mündlichen Verhandlung vom klargestellt - nicht, dass die _ _

betreffend db Tonauirahmen Inhaberin der ausschließlichen
Nutrungsrechte des Tonhägerherstellers fitr das Tenitorium außerhalb der USA wurde.

Die Klägerin hat diese ausschlie&ichen Nutrungsrechte in Bezug ad das Gebiet der
Bundesrepublik DeuEchland von der erworben. Dies aufgrund der
vereinbarurEen in dem mil ,License Agreemenf überschriebenen Lizena/ertrag, welcher
unsbeitig zwischen der und der ' 'geschlossen

wurde. Die Regelungen in diesem vertrag beziehen sich in ausreichend bestimmler
Weise auf den gegenwärtigen und zukünftben Rechtekatatog der
(1,
Ausweislich der vorgclegten Handelsregisterauszal,ge ist die Klägerin nach einer
Veßchmetsung und einem Fonnwechsel Rechtsnachfolgerin der
geworden.

Die Klägsrin ist damit auch - adgrund
arischen der und der'

der Lizenzvereinbarung, die urspninglich

Inhaberin der ausschließlichen NuEungsrechte an den
Tonaufnahmen geworden.

l€schlossen wurde -

streitgegenständlichen



2.2.

zu diesen ausschließlichen Nutzungsrechten g€hört u.a. das Veöreitungsrecht im sinne
der ss 85 Abs. 1 , 17 Abs. 1 urhc. ln dieses Recht wurde durcfi das (unstreitige) Angebot

des Tonträgers über den Ämaz on-Marketplace" vom eingegriffen.

2.3.

Der Eingriff in das ausschließliche NuEungsrecht ist nicht gerechttertigt. Dies

insbesondere nicht durch S 17 Abs. 2 UrhG.

Nach S 17 Abs. 2 UrhG ist eine Weiterverbreitung von Vervielfäftigungsstücken zulässig,

soreit diese mit Zustimmung des zur Veöreitung Berechligten im Gebiet der

Europäischen Union oder eines anderen EwR-Vertragsstaates im Wege der

Veräußerung in den Verkehr gebracht wurden.

Soweit sich die Beklagten auf diese Ercchöpfung berufen sollten, trin sie die Darlegungs-

und Beweislast (vgl. u.a. 8GH GRUR 1985, 924, 926 - Schallplattenimport ll). Sie haben

nicht substantiiert dargelegt, dass die erforderliche Zustimmung zu der Veöreitung von

einem B€rechtigten erleih wurde.

lnsbesondere die Auslührungen im SchriftsaE vom . S. 2 unter Ziffer und die

darauf a.a.O. S. 11 grundende bloße Vermutung der Beklagten, der Tonträger müsse im

EUJEWR€eUet erstrnals in Verkehr gebracht worden sein, genügen der Oarlegungslast

nicht, sondem erfolgen,ins Blaue hinein' und sind nicht unter Bevveis gestellt worden.

Soweit die Beklagrten als eine der Lieferantinnen der Beklagten zu 1) eine -
benannt haben, isl schon nicht behauptel, dass diese den

streitgegenständlichen Tonträg€r an die Beklagte zu l) geliefert hab€; dartlber hinaus hat

die Klägerin in Ab{ede genommen, die

hergestellten Vevielfältigungs€xemplaren beliefert zu haben.

2.4.

Die Beklagten sind für die Urhebene€$tsverleEung als Täter verantwortlich.

mit in den USA



2.4.'.|

oas unt€rnehmen der Beklagte zu l) hat die vervielfättigungsstücke des Tonträgers im
lntemet zum Kauf angeboten. soweit sich die Bektagten auf die Medienfreiheit (Art. 5
GG) berufen und sie sich auf diesbezügriche Entscheidungen der Zivirkammer g des
Landgerichts Hamburg (urteil vom 13.04.2012, Gz. 308 o 12st12, ve.ijft. in: GRUR-RR
2011,249 = ZUM 11, 587 f.) und des Landgerichts Berlin (GRUR-RR 2009, 216 = NJW
2009,787), beziehen, greiff dies nicht durch.

Die Werlungen der Entscheidungen des Landgerichts Berlin (GRUR-RR 2009.216 =
NJW 2009, 787) und des Kammergerichts (GRUR-RR 2005, 2SO) können auf den

vorliegenden Fall nicht übertragen werden. ln diesen Entscheidungen wurde die

verantworllichkeit der dortigen Anspruchsgegner vemeint, da diesen die erforderliche

Tathenschaft gefehlt haben soll. vorliegend handelte die Beklagte zu t) betreffend den

Vertrieb der verletzungsmuster. Die Tathenschaft über die urhebenechtsverleEenden

Vertriebshandlungen lag allein bei ihr.

Die Zivilkammer 8 des Landgerichts Hamburg hat in einer (ahuellen) Entscheidung eine

Verantwortlichkeit eines Händlers von Ton- und Bildtonträgem (bei sog.

Bootlegaufnahmen) angenommen (Urteil vom 26.U.2019, Gz. 308 S 11/12, bislang nicht

verötfentlicht ähnlich bereits LG Hamburg, Zvitkammer B, Beschluss vom 13.04.2012,

Gz. 308 O 125112, ve.öffentlicht in juris im Volltext sowie in BeckRS 2012, 0E823 im

Volltext).

Die vorliegend entscheidende Kammer ist der Auffassung, dass für eine Einschränkung

der Haftung für Urhebenechtsverletzungen im Bereich der Verantwor ichkeit bzw. der

W'denechtlichkeit unter Berufung auf Art. 5 GG jedenfalls in Konstellationen wie der

Vorliegenden kein Raum ist. Der Gesetzgeber hat die Möglichkeit von Kollisionen der

Rechte der Urheber an ihrem geistigen Eigentum mit den Grundrechten der Werknuber
u.a. aus Art. 5 GG erkannt und im Rahmen der Schrankenregelungen des 6. Abschnitts

des 1. Teils des UrhebenechtsgeseEes (u.a. in den SS 49 ff. UrhG) einer Regetung

zugeftihrt. Um unbillige Belastungen der Verantworüichen zu vermeiden, ist ferner zum

Beispial in dem die Rechtsverletrungen betreffenden 2. Abschnitt des 4_ Teils des UrhG
in S 98 Abs. 4 UrhG betreffend Vemichtungs-, Rückrufs- und überlassungsanspruche
eine Verhältnismäßigkeitsprli'fung vorgesehen. Für Unterlassungsansprüche ist in S 97
Abs' 1 UrhG keine enlsprechende Regelung geschaffen worden. Für Einschränkungen
der Verantwortlichkeil oder der Widerrech ichkeit betreffend Unterlassungsansprüche
wegen täerschafllich @angener Urheberrechtsverletzungen unter unmittelbarer

9



Heranziehung des Art. S GG sieht die erkennende Kammer daher nach den
geseEgeberischen Wertungen keinen Raum.

Eine Beschränkung der Tätertaflung entsprechend dem Urteil der Zivilkammer 8 des

Landgerichts Hamburg vom 13.M.2012 auf Fälle, in denen dem Anspruchsgegner die
konkrete VerleEung bekannt ist oder Umstände vorliegen, auf Grund derer sich der Ver-
leEungstatbestand aufdrängt, würde im Anwendungsbereich des ArL 5 GG die Unterlas-

sens-Hafrung bei schuldloser oder nur einfach fahrlässiger Verletrung von

Urheberrechten ausschließen oder doch erheblich einschränken. Die Folge wäre

nämlich, dass der Rechteinhaber denjenigen, der objeKiv selbst das Schutzrecht vereltzt,

dabei aber schuldlos oder nur einfach fahrlässig handelt, nicht unmiüelbar auf

,Unterlassung als Tätef in Anspruch nehmen könnte, aber auch nicht auf "Untedassung
als Störe/ (weil der Handelnde nicht zu einer fremden VerleEung beigetragen, sondern

eben selbst gehandelt hat, die Täter- und die Störerhaftung verschiedene konkrete

VerleEungsformen darstellen und damit unterschiedliche Streitgegenstände betreffen,

vgl. BGH GRUR 2013, 370 ff. - Alone in the Da* - hier zit. nach juris-Tz. 43). Um aber

eine fortgesetzte Ve.leEung nichl hinnehmen zu müssen, müsste der Rechteinhaber den

Handelnden zunächst,wie einen Störe/ bösgläubig machen und könnte ihn dann bei

dessen fortgeseEter Handlung in einem a,yeiten Schritt auf "Unterlassung als Tätef in

Anspruch nehmen. Die Kammer ist der Auffassung, dass eine solche Ausdifferenzierung

innerhalb des Bereichs der Täteöafiung nach dezeitiger Gese?eslage nicht in Betrecht

kommt.

Es sei angemerkt, dass selbst bei Anwendung der vorstehend genannten Grundsälze

aus dem Urteil der Zivilkammer I des Landgerichts Hamburg vom 13.04.2012 (Gz. 308 O

125112, ueröfr. in: GRUR-RR 2011,249 = ZUM 11,587 f.) die Beklagte zu 1) vorliegend

als Tälerin für die UrhebenechtsverleEung verantwortlich sein würde. Als unstreitig

weltweit agierendes Versanduntemehmen in der Entertainmentbranche mussle sich ihr

aufdrängen, dass ein Vertrieb der streitgegenständlichen Tonträger-

Vervielfäftigungsstücke in Deutschtand Urhebenechte verleEt. Dies insbesondere unter

Berucksichtigung des Umstandes, dass die Beklagte zu 1) bereits im Jahre 2009 wegen

e,ner vergleichbaren Rechtsverletzung in Anspruch genommen wurde, woraufhin der

Beklagte zu 2) lange und ausführliche Telefonate mit einem (ietrigen)

Prozessbevollmächtiglen der Klägerin ftihrte, in denen die Problematik der Veöreitung
von lmpofüonträ€em erörtert wurde. Auch ist aus dem P- und C-Vermerk des

Verletrungsmusters ,(... ) for the united states and

for the world oulside the united states (...)" ersichtlich, dass die



Verwertungsrechte tenitorial unterschiedlich vergeben worden sind. An
entgegenstehenden, substantiierten Einlassungen der Beklagten fehlt es. Insbesondere

haben die Beklagten nichts dazu vorgetragen, auf welchem Wege die Beklagte zu 1) an

die streitgegenständlichen Vervielfältigungsstircke gekommen ist.

2.4.2

Der Beklagte zu 2) ist für die Urhebenechtsver'letrung als Geschäftsführer der Beklagten

zu 1) verantwortlich. Zwar ergibt sich seine Verantwortlichkeit noch nicht aus seiner

bloßen Stellung als Geschäfisf{ihrer der Bektagten zu 1) (vgl. BGH GRUR j986, 248 ff. -
,Sporlhosen", betreffend eine Störefiaftung bei WarenzeichenverleEung). Eine

persönliche Hafiung des Geschäfisftlhrers einer GmbH für die VedeEung von

lmmaterialgiltenechten ist gesetrlich nicht ausdrucklich angeordnet worden. In der

vorstehend zitierten Entscheidung hat der Bundesgerichtshof eine persönliche Haftung

des gesetzlichen Vertreters einer GmbH als Störer unter dem Gesichtspunkt der

\Medeöolungsgefahr für (jedenfalls) den Fall abgelehnt, dass dieser nicht an der

Rechtsverletung teilgenommen hat und nichts von ihr wusste. Vorliegend besteht

afletdings die Besonderheit, dass der Beklagte zu 2) von einer vergleichbaren

Rechtsverletzung, wegen der die Beklagte zu 1) bereits im Jahre 2009 in Anspruch

genommen wurde, wusste, und er damals lange und ausfijhrliche Telefonate mit

einem Rechtsarwalt (und jetrigen Prozessbevollmächtigten) der Klägerin führte,

in denen die Problematik der Veöreitung von lmporttonkägem erörtert wurde.

Jedenfalls in dieser Situation entstanden eigene Handlungspflichten des

Beklagten zu 2), organisatorischen Vorkehrungen im Sinne von Anwelsungen bÄ,\,.

Handf ungsrichtlinien gegenüber Mitarbeitem der Beklagten zu 1) zu ergreifen, um zu

verhindem, dass es zur erneuten Verbreitung sog. illegaler Parellelimporte kommt. Diese

Vorkehrungen hat der Beklagte zu 2) - wie die vorliegend gegenständliche

UrhebenechtsverleEung zeigt - nicht ergriffen. Er hat die Verletzung von Urhebenechten

mittels Parallelimporten billigend in Kauf genommen und mat verursacht.

Soweit die Beklagten geltend machen, die Beklagte zu 1) würde regelmäßig ganze

Kataloge beziehen und verbreiten, ist auch dies nicht erheblich. Anderenfalls würden

Unternehmen, die in besonders grol3em Umfange Geschäffe abwickeln, ungerechtfertigt

geringeren Sorgfaltspfl ichten unterliegen als kleinere Untemehmen.



2.5.

Die für den unterrassungsanspruch erforderriche vvied€rhorungsgefahr ist durch die
Rechtsverletrung indiziert.

J.

Der Auskunfisantrag (Kragantrag zu ) ist dahin auszuregen, dass die Bekragten bzgr. der
Auskunfi als Gesamtschuldner in Anspruch genommen werden solten.

Der Auskunftsanspruch der Klägerin gegenüber beiden geklagrten ergibt sich jeweils aus

S 101 Abs. 1, Abs. 3 UrhG.

4.

Der Zahlungsantrag (Klagantrag zu ;) ist dahin auszulegen, dass die Bektagten zu 1)

und zu 2) als Gesamtscfiuldner zur Erstattung der vorgerichllichen Anwaltskosten

verurteilt werden sollen. Dieser Antrag hat nur teilweise Edolg.

Der Anspruch auf Erstattung der Abmahnkosten in Höhe von EUR 1.005,40 ergibt sich
gegen die Beklagte zu l) aus S 97a Abs. 1 UrhG. Der AnsaE eines Gegenslandswertes

von EUR 30.000,00 f[ir die vorgerichüiche Abmahnur€ ist auch mit Blick darauf
angemessen, dass die Abmahnung Anlage K nur gegen die Beklagüe zu 1) gerichtet

war.

Dagegen ergibt sich kein Eßtaüungsanspruch der Klägerin gegen den Beklagten zu 2).

lm verhältnis zu ihm sind gar keine vorgerichttichen Kosten der Klägerin angefallen, denn

die Abmahnung Anlage K ist nicht auch an den Beklagten zu 2) persd,rllich gerichtet,

sondem nur an die Beklagte zu 1). Der Bekhgte zu Z) wird ersich ich nur in seiner

E(lenschafl als Geschäftsführer der Beklagten zu 1) ang€sprochen. Das ergibt sich

insbesondere auch aus der der Abmahnung beigefügten, von der Ktfuerin

vorformulierten Unterlssungsverpflichtungserklärung, die als Erklärende nur die

Beklagte zu 1) vorsieht.
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5.

Die Kostenentscheidung ist auf g 92 Abs. 2 Nr. 1, g 100 Abs.4 ZpO gestti,tZ. Sie

benicksichfut das wechselseitige Obsiegen und Unterliegen bzgl. der

verschiedenwertigen Streitgegenstände (vgl. heutigen Streitwertbeschluss).

Soweit die Klägerin mit dem Klagantrag zu gegentiber dem Beklagten zu 2
unterliegt, sird dadurch - weil die Forderung als Nebenforderung geltend

gemacht u/oden ist - keine gesonderten Kosten angefallen.

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit ergibt sich aus $ 7Og ZPO.

Für den Gleichlaut der
Hamburg, 19.95.2013

Urkundsbear in der

gl
a
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